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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Walter Aiglsdorfer in der 

Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf1-Adr***, über die Beschwerde vom 20. April 2020 gegen 

den Bescheid des Finanzamtes Braunau Ried Schärding vom 1. April 2020 betreffend 

Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2019 Steuernummer xxx zu Recht erkannt:  

I. Der Beschwerde wird gemäß § 279 BAO Folge gegeben. 

Der angefochtene Bescheid wird abgeändert. 

Die Bemessungsgrundlagen und die Höhe der festgesetzten Abgabe sind dem Ende der 

Entscheidungsgründe dem als Beilage angeschlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen und 

bilden einen Bestandteil des Spruches dieses Erkenntnisses. 

II. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 

4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

I. Verfahrensgang 

Mit Einkommensteuerbescheid 2019 vom 1. April 2020 wurde die Einkommensteuer für das 

Jahr 2019 abweichend von der eingereichten Erklärung festgesetzt.  

Der Alleinverdienerabsetzbetrag wurde indexiert berücksichtigt (Tschechische Republik).  

Mit Eingabe vom 20. April 2020 wurde Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid 

2019 eingereicht.  

„Die Entscheidung Ihres Finanzamtes ist aus meiner Sicht insofern unrichtig, als ich mich durch 

die Indexierung der steuerlichen Begünstigungen (Absetzbeträge, Freibeträge) in meinen 

gesetzlich gewährleisteten Rechten, insbesondere den unmittelbar und vorrangig anwendbaren 

Europäischen Rechten und den Grundrechten, verletzt fühle. Die bei der von Ihnen ausgeübten 

Entscheidungsgewalt gesetzte Art der Beurteilung gleicher Lebenssituationen unter Anwendung 
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differenzierender Kriterien führt eindeutig zur direkten Diskriminierung. In meinem konkreten 

Fall wurde der Alleinverdienerabsetzbetrag nicht in voller Höhe berücksichtigt, in welcher die 

Steuerbegünstigung einem österreichischen Staatsbürger mit einem in Österreich lebenden 

Kind ihrer Basis nach zusteht. Ich beantrage daher die Anpassung des 

Alleinverdienerabsetzbetrages für meine 2 Kinder A Ba und C D an den jeweiligen vollen 

Grundbetrag, d.h. den Betrag ohne die sogenannte Indexierung. Auf das Zitieren der 

Gesetzesstellen wurde hier aus pragmatischen Gründen verzichtet.“ 

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 2. Juni 2020 wurde gegenständliche Beschwerde als 

unbegründet abgewiesen.  

„Abweichend von Z 1 ist für Kinder, die sich ständig in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder 

Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhalten, die Höhe des Familienbonus Plus sowie der 

Absetzbeträge gemäß Abs. 4 auf Basis der vom Statistischen Amt der Europäischen Union 

veröffentlichten vergleichenden Preisniveaus für jeden einzelnen Mitgliedstaat der EU, jede 

Vertragspartei des Europäischen Wirtschaftsraumes und die Schweiz im Verhältnis zu 

Österreich zu bestimmen: 

a) Die Höhe des Familienbonus Plus und der Absetzbeträge gemäß Abs. 4 ist ab 1. Jänner 2019 

auf Basis der zum Stichtag 1. Juni 2018 zuletzt veröffentlichten Werte anzupassen. Die Höhe ist 

in der Folge jedes zweite Jahr auf Basis der zum Stichtag 1. Juni des Vorjahres zuletzt 

veröffentlichten Werte anzupassen.  

b) Der Bundesminister für Finanzen hat die Berechnungsgrundlagen und die Beträge mit 

Verordnung bis spätestens 30. September nach dem Stichtag gemäß lit. a kundzumachen.“ 

Mit Eingabe vom 4. Juni 2020 wurde beantragt, gegenständliche Beschwerde dem 

Bundesfinanzgericht vorzulegen (Vorlageantrag).  

„Die Beschwerdevorentscheidung des Finanzamtes ist aus meiner Sicht mangelhaft. Zu den 

einzelnen Themen meiner Beschwerde wurde keine Stellung genommen. Es wurde lediglich die 

gesetzliche Lage noch einmal dargestellt, welche aus meiner Sicht eindeutig zu einer 

materiellen Diskriminierung aufgrund sowohl nationaler als auch supranationaler 

Rechtsquellen führt. Es kann doch nicht generell rechtmäßig sein, dass zwei faktisch 

vergleichbare Steuersubjekte in demselben System steuerlich gleich belastet jedoch nicht 

begünstigt werden, außerdem aufgrund von Kriterien, welche eine materielle 

Ungleichbehandlung überhaupt nicht rechtfertigen.  

Es wird auf die Ausführungen in der Beschwerde verwiesen.  

Erwähnt an dieser Stelle sei der Gleichheitssatz, das Grundrecht des Eigentums, die 

Grundrechte in der Charta der EU etc. In Anknüpfung an die Begründung Ihres Finanzamtes 

wird nur ergänzt, dass ich von der vorrangigen Anwendung des Europarechtes ausgehe. Ferner 

bitte ich Sie, aufgrund Ihrer Empfehlung um die Einleitung des entsprechenden Verfahrens im 

Instanzenzug.“ 
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Mit Vorlagebericht vom 16. Juni 2020 übermittelte die belangten Behörde gegenständliche 

Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung.  

Darin wurde beantragt, die Beschwerde als unbegründet abzuweisen.  

II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

1. Sachverhalt  

Gegenständlicher Sachverhalt ergibt sich unstrittig aus obigen Darstellungen.  

Der Beschwerdeführer arbeitet in Österreich und leistet hier auch seine steuerlichen Abgaben 

(Lohnsteuer und Sozialversicherungsabgaben).  

Die Kinder des Beschwerdeführers leben in der Tschechischen Republik. 

Der beantragte Alleinverdienerabsetzbetrag wurde im streitgegenständlichen Bescheid 

allerdings lediglich „indexiert“ berücksichtigt.  

Die belangte Behörde ist (damals) diesbezüglich der klaren gesetzlichen Bestimmung gefolgt.  

2. Beweiswürdigung 

Obiger Sachverhalt geht unstrittig aus den vorliegenden Steuerbescheiden und den 

entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes hervor.  

3. Rechtliche Beurteilung 

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Stattgabe) 

§ 33 Abs. 3a EStG 1988 idF BGBl I 96/2020 

Für ein Kind, für das Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 gewährt 

wird und das sich ständig in einem Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen 

Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 

aufhält, steht auf Antrag ein Familienbonus Plus nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 

zu: 

1. Der Familienbonus Plus beträgt 

a) bis zum Ablauf des Monats, in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, für jeden 

Kalendermonat 125 Euro, 

b) nach Ablauf des Monats, in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, für jeden 

Kalendermonat 41,68 Euro. 

2. Abweichend von Z 1 ist für Kinder, die sich ständig in einem anderen Mitgliedstaat der EU 

oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen 
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Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhalten, die Höhe des Familienbonus Plus sowie der 

Absetzbeträge gemäß Abs. 4 auf Basis der vom Statistischen Amt der Europäischen Union 

veröffentlichten vergleichenden Preisniveaus für jeden einzelnen Mitgliedstaat der EU, jede 

Vertragspartei des Europäischen Wirtschaftsraumes und die Schweiz im Verhältnis zu 

Österreich zu bestimmen: 

a) Die Höhe des Familienbonus Plus und der Absetzbeträge gemäß Abs. 4 ist ab 1. Jänner 2019 

auf Basis der zum Stichtag 1. Juni 2018 zuletzt veröffentlichten Werte anzupassen. Die Höhe ist 

in der Folge jedes zweite Jahr auf Basis der zum Stichtag 1. Juni des Vorjahres zuletzt 

veröffentlichten Werte anzupassen. 

b) Der Bundesminister für Finanzen hat die Berechnungsgrundlagen und die Beträge mit 

Verordnung bis spätestens 30. September nach dem Stichtag gemäß lit. a kundzumachen. 

§ 33 Abs. 4 EStG 1988: Darüber hinaus stehen folgende Absetzbeträge zu, wenn sich das Kind 

ständig in einem Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhält: 

1. Alleinverdienenden steht ein Alleinverdienerabsetzbetrag zu. Dieser beträgt jährlich 

 - bei einem Kind (§ 106 Abs. 1) 494 Euro, 

 - bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 669 Euro. 

Dieser Betrag erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 Abs. 1) um jeweils 

220 Euro jährlich. 

Alleinverdienende sind Steuerpflichtige mit mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1), die mehr als 

sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragene Partner sind und von ihren 

unbeschränkt steuerpflichtigen Ehegatten oder eingetragenen Partnern nicht dauernd getrennt 

leben oder die mehr als sechs Monate mit einer unbeschränkt steuerpflichtigen Person in einer 

Lebensgemeinschaft leben. Für Steuerpflichtige im Sinne des § 1 Abs. 4 ist die unbeschränkte 

Steuerpflicht des Ehegatten oder eingetragenen Partners nicht erforderlich. Voraussetzung ist, 

dass der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkünfte von höchstens 6.000 Euro jährlich erzielt. Die 

nach § 3 Abs. 1 Z 4 lit. a, weiters nach § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 32 und auf Grund 

zwischenstaatlicher oder anderer völkerrechtlicher Vereinbarungen steuerfreien Einkünfte sind 

in diese Grenzen mit einzubeziehen. Andere steuerfreie Einkünfte sind nicht zu berücksichtigen. 

Der Alleinverdienerabsetzbetrag steht nur einem der (Ehe-)Partner zu. Erfüllen beide (Ehe-

)Partner die Voraussetzungen im Sinne der vorstehenden Sätze, hat jener (Ehe-)Partner 

Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag, der die höheren Einkünfte im Sinne der Z 1 

erzielt. Haben beide (Ehe-)Partner keine oder gleich hohe Einkünfte im Sinne der Z 1, steht der 

Absetzbetrag dem haushaltsführenden (Ehe-)Partner zu. 

… 

Z 4 leg.cit.: Abweichend von Z 1 bis 3 bestimmt sich die Höhe der Absetzbeträge für Kinder, die 

sich ständig in einem anderen Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen 

Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 
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aufhalten, nach Abs. 3a Z 2. 

… 

Gemäß dieser klaren gesetzlichen Bestimmung ist also eine „Indexierung“ des 

streitgegenständlichen Betrages vorgegeben.  

Die belangte Behörde hatte also keine andere Möglichkeit als dieser Bestimmung zu folgen.  

Mit Vorabentscheidungsersuchen (C-163/20) wurde seitens des Bundesfinanzgerichtes 

ersucht, die Indexierung von Familienleistungen als unionsrechtskonform zu untersuchen.  

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat mit Urteil vom 16. Juni 2022 in der 

Rechtssache C-328/20 über eine Vertragsverletzungsklage der Europäischen Kommission nach 

Art. 258 AEUV gegen die Republik Österreich in Ziffer 2 seines Urteilstenores bezughabend 

ausgesprochen:  

"Die Republik Österreich hat durch die - auf die Änderung … von § 33 des Bundesgesetzes über 

die Besteuerung des Einkommens natürlicher Personen vom 7. Juli 1988 in der durch das 

Jahressteuergesetz 2018 vom 14. August 2018 und das Bundesgesetz, mit dem das 

Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das Einkommensteuergesetz 1988 und das 

Entwicklungshelfergesetz geändert werden, vom 4. Dezember 2018 geänderten Fassung 

zurückgehende - Einführung eines Anpassungsmechanismus in Bezug auf den Familienbonus 

Plus, … und den Alleinverdienerabsetzbetrag, deren Kinder ständig in einem anderen 

Mitgliedstaat wohnen, gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung 

Nr. 492/2011 verstoßen." 

Deshalb ist aus folgenden Gründen die in § 33 Abs. 3a Z 2 und Abs. 4 Z 4 EStG 1988 

vorgesehene Indexierung/Anpassung des Familienbonus Plus und des 

Alleinverdienerabsetzbetrages bei der Entscheidung über die Beschwerde des 

Beschwerdeführers mit dem vorliegenden Erkenntnis des BFG nicht anzuwenden. 

Das Urteil des EuGH vom 16.6.2022, C-328/20 gibt der Vertragsverletzungsklage der 

Europäischen Kommission statt. Ein solches Urteil ist ein Feststellungsurteil (Borchardt in 

Lenz/Borchardt, EU-Verträge5, Art. 260 Rn. 1). Die Rechtskraft des Urteiles erstreckt sich (nur) 

auf den im Urteil konkret bezeichneten Vorwurf und wirkt nur gegenüber den Parteien (aaO 

Rn. 2). Die Republik Österreich ist eine der Parteien des Urteiles. Es enthält den konkreten 

Vorwurf der Vertragsverletzung u.a. hinsichtlich Familienbonus Plus und 

Alleinverdienerabsetzbetrag. Auch der Verstoß u.a. gegen Verordnungen der EU ist eine 

Vertragsverletzung (vgl. aaO, § 258 Rn. 4f.). 

Art. 260 Abs. 1 AEUV bestimmt:  

"Stellt der Gerichtshof der Europäischen Union fest, dass ein Mitgliedstaat gegen eine 

Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen hat, so hat dieser Staat die Maßnahmen zu 

ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben."  
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Verpflichtungen aus den Verträgen sind nicht nur Verpflichtungen, die sich aus den 

Vorschriften des EUV und AEUV selbst ergeben, sondern auch solche, die den Mitgliedstaaten 

durch die verbindlichen Rechtshandlungen der EU-Organe (Verordnungen, Richtlinien, 

Beschlüsse) und internationalen Verträge der EU auferlegt werden (Borchardt in 

Lenz/Borchardt, EU-Verträge5, Art. 258 Rn. 5). 

Die dem Mitgliedstaat durch Art. 260 Abs. 1 AEUV auferlegte Abänderungspflicht und 

Ausführungspflicht richtet sich nicht nur an die Regierung, sondern an alle Organe des 

Mitgliedstaates, also auch an die Gerichte, welche verpflichtet sind, zugunsten einzelner 

Rechtsunterworfener die notwendigen Schlussfolgerungen aus dem Urteil zu ziehen. Dies kann 

im Falle unmittelbar anwendbarer EU-Rechtsnormen bedeuten, dass die Gerichte eine 

Gesetzesvorschrift noch vor ihrer Änderung durch den Gesetzgeber außer Anwendung zu 

lassen haben (Borchardt in Lenz/Borchardt, EU-Verträge5, Art. 258 Rn. 4f.). Verordnungen der 

EU sind unmittelbar anwendbar, so auch die Verpflichtung aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung 

(EU) Nr. 492/2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union ("Er genießt 

dort die gleichen sozialen und steuerlichen Vergünstigungen wie die inländischen 

Arbeitnehmer"). 

Die Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die Anpassung des Familienbonus Plus, 

… und Alleinverdienerabsetzbetrag …, BGBl. II 257/2018, welche ein gesetzlich vorgesehenes 

Hilfsmittel zur Umsetzung der in § 33 Abs. 3a Z 2 und Abs. 4 Z 4 EStG 1988 vorgesehenen 

Indexierung/Anpassung des Familienbonus Plus und des Alleinverdienerabsetzbetrages war, 

verstößt genauso wie die zugrundeliegenden Gesetzesstellen gegen Art. 7 Abs. 2 der 

Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union. 

Dies stellt einen Fall von "Acte-claire" dar, denn es kann nach dem Urteil des EuGH zu den 

zugrundeliegenden Gesetzesstellen vernünftigerweise kein Zweifel an diesem Verstoß 

bestehen. Somit ist auch die VO BGBl. II 257/2018 bei der Entscheidung über die Beschwerde 

des Beschwerdeführers nicht anzuwenden. 

Bei der Ermittlung der Einkommensteuer 2019 wird daher stattgebend der 

Alleinverdienerabsetzbetrag mit 669,00 € (für 2 Kinder) berücksichtigt. 

3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision) 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat die Rechtsfrage, ob ein Anpassungsmechanismus 

in Form der Indexierung nach der Kaufkraft in den einzelnen Mitgliedsstaaten bzw. 

6 von 7



Seite 7 von 7 
 

 

Vertragsstaaten in Bezug auf die Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag für 

Erwerbstätige, deren Kinder ständig in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, mit dem 

Unionsrecht vereinbar ist, eindeutig beantwortet.  

Es liegt daher nunmehr keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung vor. 

Eine (ordentliche) Revision ist daher nicht zulässig. 

 

Beilage:  

Berechnungsblatt Einkommensteuer 2019 

Linz, am 19. Juli 2022 
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